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156.

Kundmachung des Bundeskanzlers vom 8. März 1983 betreffend die Ratifikation des Europäi-
schen Abkommens über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten des

Europarates durch Spanien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates hat Spanien am 18. Mai 1982 seine Ratifika-
tionsurkunde zum Europäischen Abkommen über die Regelung des Personenverkehrs zwischen den Mit-
gliedstaaten des Europarates (BGBl. Nr. 175/1958, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 168/1981) hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Spanien nachstehende Liste der in Art. 1
Abs. 1 angeführten Ausweise bekanntgegeben:

(Übersetzung)

a) Gültiger oder seit weniger als
fünf Jahren abgelaufener Rei-
sepaß.

b) Gültiger Personalausweis.

c) Für Jugendliche unter 18 Jah-
ren, gültiger Personalausweis
samt Erlaubnis der die väterli-
che Gewalt ausübenden Per-
son, abgegeben vor einem
Zentralkommissariat der
Polizei, Untersuchungsrich-
ter, Notar, Bürgermeister
oder Postenkommandanten
der Zivilgarde.

Gemäß Art. 1 Abs. 4 erklärte Spanien, daß der Ausdruck „Gebiet" „Staatsgebiet" bedeutet.

Von den Vertragsschließenden Parteien des Abkommens sind keine Einwendungen gegen die Liste
erhoben worden. Die Liste gilt daher gemäß Art. 11 dem Anhang angefügt.

Das Abkommen ist gemäß seinem Art. 9 für Spanien am 1. Juni 1982 in Kraft getreten.

Kreisky
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157.
(Übersetzung)

ABKOMMEN
ZWISCHEN DEN VEREINTEN NATIO-
NEN UND DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG BETREFFEND
MASSNAHMEN FÜR DIE KONFERENZ
DER VEREINTEN NATIONEN 1983
ÜBER STAATENNACHFOLGE BETREF-
FEND STAATSEIGENTUM, ARCHIVE

UND SCHULDEN

IM HINBLICK auf die Resolutionen 36/113
vom 10. Dezember 1981 und 37/11 vom
15. November 1982, mit der die Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen auf Einladung der
Österreichischen Bundesregierung (in der Folge als
die Regierung bezeichnet) beschlossen hat, die
Konferenz der Vereinten Nationen über Staaten-
nachfolge betreffend Staatseigentum, Archive und
Schulden in Wien abzuhalten;

IM HINBLICK darauf, daß die Generalver-
sammlung in Resolution 31/140 vom 17. Dezember
1976, Teil I, Absatz 5 beschlossen hat, daß Tagun-
gen von Organen der Vereinten Nationen außer-
halb deren Amtssitz abgehalten werden können,
wenn sich die Regierung, die die Einladung zur
Abhaltung einer Tagung in ihrem Land ausspricht,
bereit erklärt hat, die tatsächlichen direkt oder indi-
rekt anfallenden zusätzlichen Kosten, nach Rück-
sprache mit dem Generalsekretär betreffend ihre
Art und ihr mögliches Ausmaß, zu tragen;

IN ANBETRACHT dessen, daß die Einladung
der Regierung zur Abhaltung der Konferenz in
Wien unter Berücksichtigung von Absatz 5 der
Resolution 3350 (XXIX) der Generalversammlung
vom 18. Dezember 1974 betreffend die Einbezie-
hung Wiens in das Konferenzschema und der dies-
bezüglichen Feststellungen des Beratenden Aus-
schusses für administrative und budgetäre Fragen
zu dieser Frage erfolgte, wonach die von der Regie-
rung zu tragenden Kosten der Differenz zwischen
den bei Abhaltung der Konferenz in Wien anfallen-
den Kosten und jenen bei deren Abhaltung im Büro
der Vereinten Nationen in Genf gleichkämen;

IN ANBETRACHT dessen, daß die Generalver-
sammlung durch die Resolutionen 36/113 vom
10. Dezember 1981 und 37/11 vom 15. November
1982 Zielsetzung, Teilnahme und Organisation der
Konferenz definiert und das Konferenzdatum mit
1. März bis 8. April 1983 festgelegt hat;

HABEN die Vereinten Nationen und die Regie-
rung folgendes vereinbart:

Artikel I

ZEIT UND ORT DER KONFERENZ

Die Konferenz der Vereinten Nationen über
Staatennachfolge betreffend Staatseigentum,
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Archive und Schulden wird im Kongreßzentrum
Hofburg in Wien vom 1. März bis 8. April 1983
stattfinden.

Artikel II

TEILNAHME AN DER KONFERENZ

1. Die Teilnahme an der Konferenz steht auf
Grund Benennung oder Einladung durch den
Generalsekretär den folgenden Personen offen:

a) Staatenvertretern;
b) Vertretern des Namibia-Rates der Vereinten

Nationen, als Vertreter Namibias;
c) Vertretern von Organisationen, welche

gemäß den Resolutionen 3237 (XXIX) vom
22. November 1974 und 31/152 vom
20. Dezember 1976 von der Generalversamm-
lung eine ständige Einladung erhalten haben,
an den Tagungen und der Arbeit aller inter-
nationalen Konferenzen, die unter ihrem
Schutz einberufen wurden, in der Eigenschaft
als Beobachter teilzunehmen;

d) Vertretern nationaler Befreiungsbewegungen,
die in ihrem Gebiet von der Organisation der
Afrikanischen Einheit anerkannt sind, als
Beobachter gemäß Generalversammlungsre-
solution 3280 (XXIX) vom 10. Dezember
1974;

e) Vertretern der SpezialOrganisationen, der
Internationalen Atomenergiebehörde, der
interessierten Organe der Vereinten Nationen
und der interessierten zwischenstaatlichen
Organisationen.

2. Die Teilnahme an den öffentlichen Sitzungen
der Konferenz steht auch den Vertretern der bei
den Vereinten Nationen nach Konsultationen mit
der Regierung akkreditierten Massenmedien offen.

Artikel III

KONFERENZORT

Die Regierung wird Konferenzräumlichkeiten
und Konferenzeinrichtungen im Kongreßzentrum
Hofburg in dem für die Abhaltung der Konferenz
nötigen Ausmaß zur Verfügung stellen.

Artikel IV

KONFERENZRÄUMLICHKEITEN
UND ÄHNLICHE EINRICHTUNGEN

1. Die Regierung stellt zur Verfügung:
a) einen Konferenzsaal, entweder für die Abhal-

tung von Plenarsitzungen oder für Sitzungen
der als Ausschuß tagenden Vollversammlung;

b) einen Konferenzraum, für Sitzungen des
Hauptausschusses, des Redaktionsausschus-
ses, des Mandatsprüfungsausschusses und Sit-
zungen von Arbeitsgruppen;

c) zwei Versammlungsräume für zwanglose
Beratungen der Delegationen;
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d) geeignete, mit Möbeln ausgestattete und einge-
richtete Büroräume für Angestellte und Sach-
verständige der Vereinten Nationen sowie für
das mit Funktionen im Zusammenhang mit
der Konferenz betraute Sur-place-Personal;

e) geeignete Räumlichkeiten und Einrichtungen
für die Aufbewahrung, Vervielfältigung, Ver-
teilung und Überprüfung der Konferenzdo-
kumentation.

2. Der Konferenzsaal ist mit einer Anlage für
Simultanübersetzung in den sechs Konferenzspra-
chen und Einrichtungen zur Tonaufnahme in die-
sen Sprachen ausgestattet und bietet genügend
Raum und die erforderlichen Einrichtungen für
Presse-, Rundfunk- und Filmarbeiten sowie Raum
für die Öffentlichkeit. Die Konferenzräume sind
mit einer Anlage für Simultanübersetzungen in den
sechs Konferenzsprachen versehen.

3. Die in den Artikeln III, IV und V angeführten
Räumlichkeiten werden den Vereinten Nationen
während der gesamten Dauer der Konferenz sowie
für solche zusätzliche Zeiträume vor der Eröffnung
und nach ihrem Abschluß zur Verfügung stehen,
wie sie vom Sekretariat der Vereinten Nationen in
Beratung mit der Regierung zur Vorbereitung und
zur Abwicklung aller mit der Konferenz zusam-
menhängenden Angelegenheiten für nötig erachtet
werden.

Artikel V

ANDERE EINRICHTUNGEN INNERHALB
DES KONFERENZBEREICHES

1. Folgende Einrichtungen und Dienstleistungen
innerhalb des Konferenzbereiches werden ebenfalls
von der Regierung zur Verfügung gestellt:

a) ein Empfangs- und Informationsschalter
sowie genügend Raum und die entsprechen-
den Einrichtungen für einen Bibliotheks-
dienst;

b) ein Aufenthaltsraum für Delegierte und ein
Aufenthaltsraum für Übersetzer einschließlich
der erforderlichen Möbel und Einrichtungen
sowie ein Dokumentenverteilungsschalter in
unmittelbarer Nähe der Konferenzräume;

c) ein Post-, Bank- und Reisebürodienst;
d) ärztliche Betreuung.

2. Die Regierung wird dafür sorgen, daß allen
Konferenzteilnehmern Einrichtungen für einen
Telefon-, Fernschreib- und Telegraphendienst für
In- und Ausland zur Verfügung stehen.

Artikel VI

EINRICHTUNG, INSTANDHALTUNG,
BÜROBEDARF UND DIENSTLEISTUNGEN

1. Die Regierung wird sämtliche Räume auf ihre
Kosten mit Möbeln ausstatten, einrichten und
instandhalten und die in Artikel IV und V ange-
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führten Einrichtungen sowie weitere zu einem
klaglosen Ablauf der Konferenz erforderliche Ein-
richtungen zur Verfügung stellen und in gutem
Zustand erhalten.

2. Die Vereinten Nationen werden das gesamte
zum angemessenen Ablauf der Konferenz erforder-
liche Büromaterial zur Verfügung stellen.

3. Die Regierung trägt die Kosten für alle erfor-
derlichen Dienstleistungen, einschließlich der
Kosten für lokale Telefongespräche des Konfe-
renzsekretariats und seiner Fernschreib- und Tele-
fonverbindungen mit dem Amtssitz der Vereinten
Nationen in New York, wenn diese Verbindungen
durch den Exekutivsekretär der Konferenz geneh-
migt werden.

4. Die Regierung trägt die Transport- und Versi-
cherungskosten für alle für den ungestörten Ablauf
der Konferenz erforderlichen Bedarfsgüter und
Einrichtungen der Vereinten Nationen von jedem
bestehenden Amtssitz der Vereinten Nationen zum
Konferenzort und zurück. Die Vereinten Nationen
legen die Art der Beförderung dieser Einrichtungen
und Bedarfsgüter fest.

Artikel VII

ÄRZTLICHE BETREUUNG

Innerhalb des Konferenzbereiches werden ent-
sprechende Einrichtungen zur ERSTE-HILFE-Lei-
stung in Notfällen zur Verfügung gestellt. Die
Regierung gewährleistet im Bedarfsfalle sofortigen
Zugang zu einem Krankenhaus und sofortige Auf-
nahme in diesem. Die erforderlichen Transportmit-
tel stehen jederzeit auf Abruf bereit.

Artikel VIII

POLIZEISCHUTZ

Die Regierung wird auf ihre Kosten die Polizei-
kräfte zur Verfügung stellen, die erforderlich sind,
um einen geordneten und in jeder Hinsicht unge-
störten Ablauf der Konferenz zu gewährleisten.
Diese Polizeikräfte stehen unter der direkten Auf-
sicht und Überwachung eines von der Regierung
zu bestellenden höheren Polizeibeamten. Dieser
steht in enger Zusammenarbeit mit dem Vertreter
des Generalsekretärs für die Konferenz oder einem
von diesem für den vorliegenden Zweck ernannten
Beamten des Sekretariats, um eine angemessene
Atmosphäre von Sicherheit und Ruhe zu gewährlei-
sten.

Artikel IX

HOTELUNTERBRINGUNG
Die Regierung wird Einrichtungen zur Unter-

stützung der Delegationen der Teilnehmerstaaten,
des Namibia-Rates der Vereinten Nationen, der
Beobachter, der Angestellten und Sachverständigen
der Vereinten Nationen, anderer Konferenzteil-
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nehmer sowie der in Artikel II Absatz 2 genannten
Vertreter der Massenmedien bei Vornahme von
Hotelreservierungen für die Dauer der Konferenz
zur Verfügung stellen.

Artikel X

TRANSPORTWESEN

1. Die Regierung wird dafür sorgen, daß für alle
Konferenzteilnehmer Transportmittel für Fahrten
zwischen dem Wiener Flughafen, den wichtigsten
Hotels und dem Konferenzort zur Verfügung ste-
hen.

2. Die Regierung stellt eine angemessene Anzahl
von Personenwagen mit Fahrern für den offiziellen
Gebrauch durch die leitenden Funktionäre und das
Sekretariat der Konferenz zur Verfügung, ebenso
wie andere vom Konferenzsekretariat benötigte
lokale Transportmittel.

Artikel XI

SUR-PLACE-PERSONAL

1. Die Regierung wird einen Verbindungsbeam-
ten ernennen, der im Einvernehmen mit den Ver-
einten Nationen dafür verantwortlich ist, die ver-
waltungsmäßigen und personellen Verfügungen für
die Konferenz in Übereinstimmung mit dem vorlie-
genden Abkommen zu treffen und durchzuführen.

2. Das von der Regierung auf ihre Kosten zur
Verfügung zu stellende Sur-place-Personal umfaßt:

a) das für das ordentliche Funktionieren der in
den Artikeln IV und V Absatz 1 lit. a und b
dieses Abkommens erwähnten Einrichtungen
erforderliche technische Personal;

b) Arbeitskräfte für die Vervielfältigung und
Verteilung der Dokumentation;

c) das erforderliche Büro-, Bedienungs-, Sekre-
tariats- und Sicherheitspersonal, wie zB
Schreibkräfte, Empfangsdamen, Kanzleibe-
amte, Boten, Lagerverwalter, Chauffeure,
Reinigungspersonal und Sicherheitsbeamte.

3. Das in diesem Artikel angeführte Personal soll
nach Möglichkeit und Notwendigkeit über ausrei-
chende Kenntnisse der englischen und/oder der
französischen Sprache verfügen.

4. Das in Absatz 2 erwähnte Sur-place-Personal
wird während der Dauer der Konferenz als auch
während einer angemessenen Zeitspanne vor und
nach der Konferenz je nach Bedarf der allgemeinen
Aufsicht des Sekretariats der Vereinten Nationen
unterstellt.

Artikel XII

FINANZIELLE REGELUNGEN
1. Zusätzlich zur finanziellen Verantwortung, die
die Regierung auf Grund anderer Bestimmungen
dieses Abkommens übernimmt, trägt die Regierung
jene tatsächlichen zusätzlichen Kosten, die direkt
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oder indirekt daraus entstehen, daß die Konferenz
in Wien statt am Amtssitz der Vereinten Nationen
abgehalten wird. Diese Kosten, die vorläufig auf
ungefähr 891 900 US-Dollar geschätzt werden,
enthalten die tatsächlichen zusätzlichen Reiseko-
sten und die Kosten aus den Ansprüchen der für
die Konferenz vom Sekretariat zugeteilten Beam-
ten der Vereinten Nationen sowie die Kosten für
die Beförderung von am Ort nicht erhältlichen
Bedarfsgütern, beschränken sich aber nicht darauf.
Reisevereinbarungen für die für die Konferenz
erforderlichen Beamten der Vereinten Nationen
und die Beförderung der am Ort nicht verfügbaren
Bedarfs- und Ausrüstungsgüter werden vom Sekre-
tariat in Übereinstimmung mit den Personalvor-
schriften und -richtlinien und der einschlägigen
Verwaltungspraxis der Vereinten Nationen betref-
fend Reisebedingungen, Gepäcksbeförderung,
Rückvergütung und Zustellgebühren durchgeführt.

2. Die Regierung überweist binnen einer Woche
nach der Unterzeichnung des Abkommens einen
Betrag von 297 300 US-Dollar, der ein Drittel der
in Absatz 1 angeführten geschätzten Gesamtkosten
darstellt, und nicht später als am 28. Februar 1983
den Restbetrag von 594 600 US-Dollar.
Sollten die tatsächlichen Kosten den Gesamtbetrag
der Anzahlungen übersteigen, wird die Regierung
weitere von den Vereinten Nationen benötigte
Teilzahlungen leisten, sodaß die Vereinten Natio-
nen zu keinem Zeitpunkt die in die Verantwortlich-
keit der Regierung fallenden zusätzlichen Ausga-
ben auf ihre Kosten finanzieren müssen.

3. Die oben im Absatz 2 erwähnte Anzahlung
und die erwähnten Vorschüsse werden nur zur
Begleichung der auf die Konferenz Bezug haben-
den Verpflichtungen der Vereinten Nationen her-
angezogen.

4. Nach Beendigung der Konferenz werden die
Vereinten Nationen der Regierung eine detaillierte
Abrechnung der für die Vereinten Nationen ange-
fallenen tatsächlichen zusätzlichen Kosten vorle-
gen, die durch die Verlegung der Konferenz von
New York nach Wien entstanden sind und die, ge-
mäß dem vorstehenden Absatz 1, von der Regie-
rung getragen werden. Diese Kosten werden unter
Bezugnahme auf den zur Zeit der jeweiligen Zah-
lungsleistung gültigen Wechselkurs der Vereinten
Nationen in US-Dollar angegeben. Auf Grundlage
dieser detaillierten Abrechnung werden die Verein-
ten Nationen der Regierung den nicht verwendeten
Betrag der im vorstehenden Absatz 2 genannten
Anzahlung und Vorschüsse rückerstatten. Sollten
die tatsächlichen zusätzlichen Kosten den Betrag
der Anzahlung übersteigen, wird die Regierung die
ausstehende Differenz binnen drei Monaten nach
Erhalt der detaillierten Abrechnung begleichen. Die
Endabrechnungen werden einer Rechnungsprüfung
gemäß den finanziellen Vorschriften und Richtli-
nien der Vereinten Nationen, die Endberichtigung
der Abrechnungen allfälligen Feststellungen auf
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Grund der vom Rechnungsprüfungsrat vorgenom-
menen Rechnungsprüfung unterliegen.

Artikel XIII

PRIVILEGIEN UND IMMUNITÄTEN

1. Hinsichtlich der Konferenz werden die Bestim-
mungen betreffend Privilegien und Immunitäten
des zwischen den Vereinten Nationen und der
Republik Österreich über den Amtssitz der
UNIDO abgeschlossenen Abkommens zur Anwen-
dung gelangen. Das Übereinkommen über die Pri-
vilegien und Immunitäten der Vereinten Nationen
wird hiedurch nicht berührt.

2. Alle Staatenvertreter und die Vertreter des
Namibia-Rates der Vereinten Nationen, die an der
Konferenz gemäß Artikel II Absatz 1 lit. a und b
dieses Abkommens teilnehmen, genießen die Privi-
legien und Immunitäten, wie sie den Vertretern der
Mitgliedstaaten nach dem am 13. April 1967 unter-
zeichneten UNIDO-Amtssitzabkommen *)
gewährt werden.

3. Die in Artikel II Absatz 1 lit. c und d dieses
Abkommens genannten Beobachter genießen
Befreiung von jeglicher Jurisdiktion in bezug auf
die von ihnen in Ausübung ihrer amtlichen Funk-
tion im Zusammenhang mit der Konferenz
gemachten mündlichen oder schriftlichen Äußerun-
gen und in bezug auf alle von ihnen in Ausübung
ihrer amtlichen Funktionen im Zusammenhang mit
der Konferenz gesetzten Handlungen.

4. Das von der Regierung gemäß Artikel XI die-
ses Abkommens zur Verfügung gestellte Personal,
mit Ausnahme des stundenweise beschäftigten Per-
sonals, genießt Befreiung von jeglicher Jurisdiktion
in bezug auf die von ihnen in Ausübung ihrer amtli-
chen Funktion im Zusammenhang mit der Konfe-
renz gemachten mündlichen oder schriftlichen
Äußerungen und in bezug auf alle von ihnen in
Ausübung ihrer amtlichen Funktionen im Zusam-
menhang mit der Konferenz gesetzten Handlun-
gen. Diese Befreiung findet jedoch im Falle eines
von einem Land-, Wasser- oder Luftfahrzeug ver-
ursachten Unfalls keine Anwendung.

5. Beobachter von interessierten zwischenstaatli-
chen Organisationen, die an der Konferenz gemäß
Artikel II Absatz 1 lit. e dieses Abkommens teilneh-
men, genießen Befreiung von jeglicher Jurisdiktion
in bezug auf die von ihnen in Ausübung ihrer amtli-
chen Funktion im Zusammenhang mit der Konfe-
renz gemachten mündlichen oder schriftlichen
Äußerungen und in bezug auf alle von ihnen in
Ausübung ihrer amtlichen Funktionen im Zusam-
menhang mit der Konferenz gesetzten Handlun-
gen.

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 245/1967
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Artikel XIV

HAFTUNG

1. Die Regierung wird die Vereinten Nationen
und ihr Personal im Hinblick auf alle Klagen, For-
derungen oder andere Inanspruchnahmen klaglos
halten, die sich ergeben aus:

a) Schäden oder Beschädigungen an Personen
oder Sachen in den in den Artikeln III, IV
und V angeführten Räumlichkeiten;

b) Schäden oder Beschädigungen an Personen
oder Sachen, die durch oder bei Benützung
der in Artikel X erwähnten Transportmittel
entstehen;

c) der Beschäftigung des in Artikel XI erwähn-
ten Konferenzpersonals.

2. Die Regierung wird die Vereinten Nationen
und ihr Personal hinsichtlich aller derartigen Kla-
gen, Forderungen oder Inanspruchnahmen schad-
los halten.

Artikel XV

BEILEGUNG VON MEINUNGSVERSCHIE-
DENHEITEN

Jegliche Meinungsverschiedenheit zwischen den
Vereinten Nationen und der Regierung betreffend
die Auslegung oder Anwendung des vorliegenden
Abkommens, die nicht durch Verhandlung oder
eine andere Art der Beilegung beigelegt wird, wird
auf Verlangen einer der beiden Parteien zur end-
gültigen Entscheidung an ein Gericht von drei
Schiedsrichtern verwiesen werden, von welchen
einer vom Generalsekretär der Vereinten Nationen
und einer von der Regierung ausgewählt werden
und der 3. von diesen beiden oder, wenn sie sich
innerhalb von 60 Tagen ab ihrer Ernennung nicht
auf den 3. Schiedsrichter einigen können, vom Prä-
sidenten des Internationalen Gerichtshofes.

Artikel XVI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

1. Dieses Abkommen kann durch schriftliche
Vereinbarung zwischen den Vereinten Nationen
und der Regierung abgeändert werden.

2. Dieses Abkommen tritt mit dem Tage seiner
Unterzeichnung durch die Vereinten Nationen und
die Regierung in Kraft und bleibt gültig während
der Dauer der Konferenz und für jene Zeitdauer
danach, die zur Abwicklung aller mit der Konfe-
renz zusammenhängenden Angelegenheiten erfor-
derlich ist.

UNTERZEICHNET am 3. Februar 1983 in
Wien.

101
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Für die Vereinten Nationen:

Mowaffak Allaf

Generaldirektor
des Wiener Büros der Vereinten Nationen

Für die Österreichische Bundesregierung:

Willibald P. Pahr

Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten

Kreisky

158.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

Ü B E R E I N K O M M E N
ÜBER WEITRÄUMIGE GRENZÜBER-
SCHREITENDE LUFTVERUNREINI-

GUNG
Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens —

GEWILLT, die Beziehungen und die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes zu
fördern;

IM BEWUSSTSEIN der Bedeutung der Tätig-
keiten der Wirtschaftskommission der Vereinten
Nationen für Europa für die Verstärkung dieser
Beziehungen und Zusammenarbeit, insbesondere
auf dem Gebiet der Luftverunreinigung, einschließ-
lich des weiträumigen Transports von luftverunrei-
nigenden Stoffen;

IN ANERKENNUNG des Beitrags der Wirt-
schaftskommission für Europa zur mehrseitigen
Durchführung der einschlägigen Bestimmungen
der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa;

IN KENNTNIS der Hinweise in dem der
Umwelt gewidmeten Kapitel der Schlußakte der
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa, in dem eine Zusammenarbeit bei der
Bekämpfung der Luftverunreinigung und ihrer Aus-
wirkungen, einschließlich des weiträumigen Trans-
ports von luftverunreinigenden Stoffen, und bei der
Aufstellung eines umfassenden Programms zur
Überwachung und Beurteilung des weiträumigen
Transports von luftverunreinigenden Stoffen,
beginnend mit Schwefeldioxyd und möglicherweise
später andere luftverunreinigende Stoffe einbezie-
hend, im Rahmen internationaler Zusammenarbeit
gefordert wird;

IM HINBLICK AUF die einschlägigen Bestim-
mungen der Erklärung der Konferenz der Verein-
ten Nationen über die Umwelt des Menschen, ins-
besondere auf den Grundsatz 21, in dem die allge-
meine Überzeugung ausgedrückt wird, daß die
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Staaten nach der Satzung der Vereinten Nationen
und den Grundsätzen des Völkerrechts das
souveräne Recht haben, ihre eigenen Naturschätze
gemäß ihrer eigenen Umweltpolitik zu nutzen,
sowie die Pflicht, dafür zu sorgen, daß durch Tätig-
keiten, die innerhalb ihres Jurisdiktionsbereichs
oder unter ihrer Kontrolle ausgeübt werden, der
Umwelt in anderen Staaten oder in Gebieten außer-
halb der nationalen Jurisdiktionsbereiche kein
Schaden zugefügt wird;

IN ANERKENNUNG der Möglichkeit, daß die
Luftverunreinigung, einschließlich der grenzüber-
schreitenden Luftverunreinigung, früher oder spä-
ter schädliche Auswirkungen hat;

BESORGT DARÜBER, daß der voraussichtli-
che Anstieg des Emissionsniveaus von luftverunrei-
nigenden Stoffen in der Region solche schädlichen
Auswirkungen verstärken kann;

IN ANERKENNUNG der Notwendigkeit, die
Folgen des weiträumigen Transports von luftverun-
reinigenden Stoffen zu untersuchen und sich um
Lösungen für die aufgezeigten Probleme zu bemü-
hen;

IHRE BEREITSCHAFT BEKRÄFTIGEND,
die aktive internationale Zusammenarbeit zu ver-
stärken, um eine angemessene nationale Politik zu
entwickeln und durch den Austausch von Informa-
tionen, Konsultationen, Forschungs- und Überwa-
chungsarbeiten die Maßnahmen der einzelnen
Staaten zur Bekämpfung der Luftverunreinigung,
einschließlich der weiträumigen grenzüberschrei-
tenden Luftverunreinigung, zu koordinieren —

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOMMEN:

Begriffsbestimmungen

Artikel 1

Im Sinne dieses Übereinkommens:
a) bedeutet „LUFTVERUNREINIGUNG" die

unmittelbare oder mittelbare Zuführung von
Stoffen oder Energie durch den Menschen in
die Luft, aus der sich abträgliche Wirkungen
wie eine Gefährdung der menschlichen
Gesundheit, eine Schädigung der lebenden
Schätze und der Ökosysteme sowie von Sach-
werten und eine Beeinträchtigung der
Annehmlichkeiten der Umwelt oder sonstiger
rechtmäßiger Nutzungen der Umwelt erge-
ben; der Begriff „luftverunreinigende Stoffe"
wird entsprechend ausgelegt;

b) bedeutet „WEITRÄUMIGE GRENZÜBER-
SCHREITENDE LUFTVERUNREINI-
GUNG" Luftverunreinigung, deren physi-
scher Ursprung sich ganz oder teilweise im
Jurisdiktionsbereich eines Staates befindet
und die schädliche Auswirkungen im Jurisdik-
tionsbereich eines anderen Staates in einer
Entfernung hat, bei der es in der Regel nicht
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möglich ist, die Beiträge einzelner Emissions-
quellen oder Gruppen von Quellen gegenein-
ander abzugrenzen.

Grundprinzipien

Artikel 2

Unter gebührender Berücksichtigung der jeweili-
gen Gegebenheiten und Probleme sind die Ver-
tragsparteien entschlossen, den Menschen und
seine Umwelt gegen Luftverunreinigung zu schüt-
zen; sie bemühen sich, die Luftverunreinigung ein-
schließlich der weiträumigen grenzüberschreiten-
den Luftverunreinigung einzudämmen und soweit
wie möglich schrittweise zu verringern und zu ver-
hindern.

Artikel 3

Die Vertragsparteien entwickeln im Rahmen die-
ses Übereinkommens durch Informationsaustausch,
Konsultationen, Forschungs- und Überwachungs-
arbeiten ohne ungebührliche Verzögerung Politi-
ken und Strategien, die der Bekämpfung der Einlei-
tung von luftverunreinigenden Stoffen dienen sol-
len; dabei werden die Bemühungen berücksichtigt,
die bereits auf nationaler und internationaler Ebene
unternommen worden sind.

Artikel 4

Die Vertragsparteien tauschen Informationen
aus und überprüfen ihre Politik, ihre wissenschaftli-
chen Tätigkeiten und technischen Maßnahmen, die
darauf abzielen, die Einleitung von luftverunreini-
genden Stoffen, die schädliche Auswirkungen
haben können, soweit wie möglich zu bekämpfen
und dadurch zur Verringerung der Luftverunreini-
gung, einschließlich der weiträumigen grenzüber-
schreitenden Luftverunreinigung, beizutragen.

Artikel 5

Zwischen Vertragsparteien, die von einer weit-
räumigen grenzüberschreitenden Luftverunreini-
gung tatsächlich betroffen oder durch eine solche
Verunreinigung erheblich gefährdet sind, und Ver-
tragsparteien, in deren Jurisdiktionsbereich durch
Tätigkeiten, die dort durchgeführt oder in Aussicht
genommen werden, ein wesentlicher Beitrag zur
weiträumigen grenzüberschreitenden Luftverunrei-
nigung seinen Ursprung nimmt oder nehmen
könnte, werden auf entsprechendes Ersuchen früh-
zeitig Konsultationen abgehalten.

Maßnahmen der Luftreinhaltung

Artikel 6

Unter Berücksichtigung der Artikel 2 bis 5, der
laufenden Forschungsarbeiten, des Austausches von
Informationen und der Überwachung und ihrer
Ergebnisse, der Kosten und der Wirksamkeit örtli-
cher und sonstiger Abhilfemaßnahmen und zur
Bekämpfung der Luftverunreinigung, insbesondere
der aus neuen oder umgebauten Anlagen stammen-
den, verpflichtet sich jede Vertragspartei, die best-
möglichen Politiken und Strategien einschließlich
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der Systeme der Luftreinhaltung und der dazuge-
hörigen Kontrollmaßnahmen zu erarbeiten, die mit
einer ausgewogenen Entwicklung vereinbar sind,
vor allem durch Einsatz der besten verfügbaren und
wirtschaftlich vertretbaren Technologie sowie
abfallarmer und abfallfreier Technologie.

Forschung und Entwicklung

Artikel 7

Die Vertragsparteien nehmen entsprechend
ihrem Bedarf Forschungs- und/oder Entwicklungs-
arbeiten, bei denen sie zusammenarbeiten, in fol-
genden Bereichen auf:

a) bestehende und vorgeschlagene Technologien
zur Verringerung der Emission von Schwefel-
verbindungen und sonstigen bedeutenden
luftverunreinigenden Stoffen, einschließlich
Untersuchungen über die technische und
wirtschaftliche Durchführbarkeit und die
Auswirkungen auf die Umwelt;

b) Instrumentierung und sonstige Techniken zur
Überwachung und Messung der Emissionsra-
ten und des Gehalts der Luft an verunreini-
genden Stoffen;

c) verbesserte Modelle zum besseren Verständ-
nis der Übertragung von luftverunreinigenden
Stoffen über weite Räume und über die Gren-
zen hinweg;

d) Auswirkungen von Schwefelverbindungen
und anderen bedeutenden luftverunreinigen-
den Stoffen auf die menschliche Gesundheit
und auf die Umwelt, einschließlich Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Materialien, aquati-
sche und sonstige natürliche Ökosysteme
sowie auf die Sichtverhältnisse, im Hinblick
auf die Schaffung einer wissenschaftlichen
Grundlage für Dosis-Wirkung-Beziehungen
zum Schutz der Umwelt;

e) wirtschaftliche, soziale und umweltbezogene
Bewertung anderer Maßnahmen zur Errei-
chung der Umweltziele, einschließlich der
Verringerung der weiträumigen grenzüber-
schreitenden Luftverunreinigung;

f) Bildungs- und Ausbildungsprogramme im
Zusammenhang mit den Umweltaspekten der
Verunreinigung durch Schwefelverbindungen
und andere bedeutende luftverunreinigende
Stoffe.

Informationsaustausch

Artikel 8

Die Vertragsparteien tauschen im Rahmen des in
Artikel 10 genannten Exekutivorgans oder auf
zweiseitiger Ebene in gemeinsamem Interesse ver-
fügbare Informationen aus:

a) in einvernehmlich festzulegenden Zeitabstän-
den über Daten betreffend Emissionen verein-
barter lüftverunreinigender Stoffe, angefan-
gen mit Schwefeldioxyd, die aus Rastereinhei-
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ten vereinbarter Größe stammen, oder über
den Fluß vereinbarter grenzüberschreitender
luftverunreinigender Stoffe, angefangen mit
Schwefeldioxyd, über einvernehmlich festzu-
legende Entfernungen und Zeitabschnitte;

b) über größere Änderungen der Politik der ein-
zelnen Staaten und der allgemeinen indu-
striellen Entwicklung und ihre möglichen
Auswirkungen, die erhebliche Änderungen
der weiträumigen grenzüberschreitenden
Luftverunreinigung verursachen könnten;

c) über Technologien zur Verringerung der
Luftverunreinigung, die für die weiträumige
grenzüberschreitende Luftverunreinigung von
Bedeutung sind;

d) über die veranschlagten Kosten der Bekämp-
fung der Emission von Schwefelverbindungen
und anderen bedeutenden luftverunreinigen-
den Stoffen auf nationaler Ebene;

e) über meteorologische und physikalisch-che-
mische Daten, welche die Übertragungsvor-
gänge betreffen;

f) über physikalisch-chemische und biologische
Daten, welche die Auswirkungen der weiträu-
migen grenzüberschreitenden Luftverunreini-
gung und das Ausmaß des Schadens 1) betref-
fen, der auf Grund dieser Daten auf die weit-
räumige grenzüberschreitende Luftverunreini-
gung zurückzuführen ist;

g) über nationale, subregionale und regionale
Politiken und Strategien zur Bekämpfung von
Schwefelverbindungen und anderen bedeu-
tenden luftverunreinigenden Stoffen.

Durchführung und Weiterentwicklung des Pro-
gramms über die Zusammenarbeit bei der Messung
und Bewertung der weiträumigen Übertragung von

luftverunreinigenden Stoffen in Europa

Artikel 9

Die Vertragsparteien betonen die Notwendigkeit
der Durchführung des bestehenden „Programms
über die Zusammenarbeit bei der Messung und
Bewertung der weiträumigen Übertragung von luft-
verunreinigenden Stoffen in Europa" (im folgenden
als „EMEP" bezeichnet); hinsichtlich der Weiter-
entwicklung dieses Programms betonen sie einver-
nehmlich folgendes:

a) Es ist erwünscht, dem EMEP, das sich
zunächst auf die Messung von Schwefeldi-
oxyd und ähnlichen Stoffen bezieht, beizutre-
ten und es voll anzuwenden;

b) es ist erforderlich, nach Möglichkeit bei der
Messung vergleichbare oder vereinheitlichte
Verfahren anzuwenden;

1) Dieses Übereinkommen enthält keine Bestimmung
über die Haftung der Staaten im Zusammenhang mit
Schäden.
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c) es ist erwünscht, das Meßprogramm sowohl
auf nationale als auch auf internationale Pro-
gramme zu stützen. Die Errichtung von Meß-
stationen und die Sammlung von Daten erfol-
gen unter der Hoheitsgewalt des Landes, in
dem sich die Meßstationen befinden;

d) es ist erwünscht, einen Rahmen für ein Pro-
gramm über die Zusammenarbeit der
Umweltüberwachung zu erstellen, das auf den
derzeitigen und künftigen nationalen, subre-
gionalen, regionalen und sonstigen internatio-
nalen Programmen beruht und ihnen Rech-
nung trägt;

e) es ist erforderlich, in einvernehmlich festzule-
genden Zeitabständen Daten über Emissionen
vereinbarter luftverunreinigender Stoffe,
angefangen mit Schwefeldioxyd, auszutau-
schen, die aus Rastereinheiten vereinbarter
Größe stammen, oder über den Fluß verein-
barter grenzüberschreitender luftverunreini-
gender Stoffe, angefangen mit Schwefeldi-
oxyd, über einvernehmlich festzulegende Ent-
fernungen und Zeitabschnitte. Die zur
Bestimmung des Flusses benutzte Methode
einschließlich des Modells sowie die zur
Bestimmung der Übertragung von luftverun-
reinigenden Stoffen — beruhend auf den
Emissionen je Rastereinheit — benutzte
Methode einschließlich des Modells werden
zur Verfügung gestellt und regelmäßig über-
prüft, um die Methoden und die Modelle zu
verbessern;

f) sie sind bereit, den Austausch und die regel-
mäßige Fortschreibung der nationalen Daten
über die Gesamtemissionen vereinbarter luft-
verunreinigender Stoffe, angefangen mit
Schwefeldioxyd, fortzuführen;

g) es ist erforderlich, meteorologische und physi-
kalisch-chemische Daten zu liefern, welche
die während der Übertragung ablaufenden
Vorgänge betreffen;

h) es ist erforderlich, chemische Bestandteile in
anderen Medien wie Wasser, Boden und
Vegetation zu messen und ein ähnliches Meß-
programm zur Erfassung der Auswirkungen
auf Gesundheit und Umwelt durchzuführen;

i) es ist erwünscht, die nationalen EMEP-Netze
zu erweitern, damit sie für Bekämpfungs- und
Überwachungszwecke benutzt werden kön-
nen.

Exekutivorgan

Artikel 10

1. Die Vertreter der Vertragsparteien bilden im
Rahmen der Berater der Regierungen der Wirt-
schaftskommission für Europa für Umweltfragen
das Exekutivorgan dieses Übereinkommens; sie tre-
ten in dieser Eigenschaft mindestens einmal jährlich
zusammen.
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2. Das Exekutivorgan
a) überprüft die Durchführung dieses Überein-

kommens;
b) setzt nach Bedarf Arbeitsgruppen ein, um

Angelegenheiten im Zusammenhang mit der
Durchführung und Entwicklung dieses Über-
einkommens zu prüfen und zu diesem Zweck
geeignete Untersuchungen durchzuführen
und sonstige Unterlagen zu erarbeiten sowie
dem Exekutivorgan Empfehlungen zur Prü-
fung zu unterbreiten;

c) nimmt sonstige Aufgaben wahr, die auf
Grund dieses Übereinkommens erforderlich
werden könnten.

3. Das Exekutivorgan nutzt die Dienste des Len-
kungsorgans des EMEP, damit dieses eine wesentli-
che Rolle bei der Durchführung dieses Überein-
kommens spielt, insbesondere im Hinblick auf die
Sammlung von Daten und auf die wissenschaftliche
Zusammenarbeit.

4. Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben verwen-
det des Exekutivorgan nach Bedarf auch Informa-
tionen, die von anderen zuständigen internationa-
len Organisationen stammen.

Sekretariat

Artikel 11

Der Exekutivsekretär der Wirtschaftskommission
für Europa nimmt folgende Sekretariatsaufgaben
für das Exekutivorgan wahr:

a) Einberufung und Vorbereitung der Sitzungen
des Exekutivorgans;

b) Weiterleitung von Berichten und anderen
Informationen, die nach Maßgabe dieses
Übereinkommens eingegangen sind, an die
Vertragsparteien;

c) Wahrnehmung sonstiger ihm vom Exekutiv-
organ übertragener Aufgaben.

Änderungen des Übereinkommens

Artikel 12

1. Jede Vertragspartei kann Änderungen dieses
Übereinkommens vorschlagen.

2. Der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen
wird dem Exekutivsekretär der Wirtschaftskommis-
sion für Europa schriftlich unterbreitet; dieser über-
mittelt ihn allen Vertragsparteien. Das Exekutivor-
gan erörtert die vorgeschlagenen Änderungen auf
seiner nächsten jährlichen Sitzung, sofern die Vor-
schläge den Vertragsparteien vom Exekutivsekretär
der Wirtschaftskommission für Europa mindestens
neunzig Tage vorher mitgeteilt worden sind.

3. Eine Änderung dieses Übereinkommens bedarf
der einvernehmlichen Annahme durch die Vertreter
der Vertragsparteien; sie tritt für die Vertragspar-
teien, die sie angenommen haben, am neunzigsten
Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, an dem zwei
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Drittel der Vertragsparteien ihre Annahmeurkunde
beim Verwahrer hinterlegt haben. Danach tritt die
Änderung für jede andere Vertragspartei am neun-
zigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, an dem
die betreffende Vertragspartei ihre Urkunde über
die Annahme der Änderung hinterlegt.

Beilegung von Streitigkeiten

Artikel 13

Entsteht zwischen zwei oder mehr Vertragspar-
teien dieses Übereinkommens eine Streitigkeit über
seine Auslegung oder Anwendung, so bemühen sich
diese Vertragsparteien um eine Lösung durch Ver-
handlungen oder durch ein anderes Verfahren der
Beilegung, das für die Streitparteien annehmbar ist.

Unterzeichnung

Artikel 14

1. Dieses Übereinkommen liegt anläßlich der Hoch-
rangigen Tagung im Rahmen der Wirtschaftskom-
mission für Europa über den Umweltschutz vom
13. bis zum 16. November 1979 im Büro der Ver-
einten Nationen in Genf für die Mitgliedstaaten der
Wirtschaftskommission für Europa, für Staaten, die
in der Wirtschaftskommission für Europa nach
Absatz 8 der Entschließung 36 (IV) des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 28. März 1947 beraten-
den Status haben, sowie für Organisationen der
regionalen Wirtschaftsintegration, die von souve-
ränen Staaten, die Mitglieder der Wirtschaftskom-
mission für Europa sind, gebildet werden und für
die Aushandlung, den Abschluß und die Anwen-
dung internationaler Übereinkünfte über Angele-
genheiten zuständig sind, die in den Geltungsbe-
reich dieses Übereinkommens fallen, zur Unter-
zeichnung auf.

2. Solche Organisationen der regionalen Wirt-
schaftsintegration üben in Angelegenheiten, die in
ihren Zuständigkeitsbereich fallen, in ihrem eige-
nen Namen die Rechte aus und nehmen die Ver-
antwortlichkeiten wahr, die dieses Übereinkommen
den Mitgliedstaaten dieser Organisationen über-
trägt. In diesen Fällen sind die Mitgliedstaaten die-
ser Organisationen nicht berechtigt, solche Rechte
einzeln auszuüben.

Ratifikation, Annahme, Genehmigung und Beitritt

Artikel 15

1. Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung.

2. Dieses Übereinkommen steht vom 17. November
1979 an für die in Artikel 14 Absatz 1 genannten
Staaten und Organisationen zum Beitritt offen.



796 67. Stück — Ausgegeben am 15. März 1983 — Nr. 158

3. Die Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs-
oder Beitrittsurkunden werden beim Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen hinterlegt; dieser erfüllt
die Aufgaben des Depositärs.

Inkrafttreten

Artikel 16

1. Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag
nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der vierund-
zwanzigsten Ratifikations-, Annahme-, Genehmi-
gungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

2. Für jede Vertragspartei, die nach der Hinterle-
gung der vierundzwanzigsten Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde
dieses Übereinkommen ratifiziert, annimmt oder
genehmigt oder ihm beitritt, tritt das Übereinkom-
men am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der
Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch die
betreffende Vertragspartei in Kraft.

Rücktritt

Artikel 17

Eine Vertragspartei kann jederzeit nach Ablauf
von fünf Jahren nach dem Zeitpunkt, zu dem dieses
Übereinkommen für sie in Kraft getreten ist, durch
eine an den Depositär gerichtete schriftliche Notifi-
kation von dem Übereinkommen zurücktreten. Der
Rücktritt wird am neunzigsten Tag nach dem Ein-
gang der Notifikation bei dem Depositär wirksam.

Verbindliche Wortlaute

Artikel 18

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen
englischer, französischer und russischer Wortlaut
gleichermaßen authentisch ist, wird beim General-
sekretär der Vereinten Nationen hinterlegt.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig
befugten Unterzeichneten dieses Übereinkommen
unterschrieben.

Geschehen zu Genf am 13. November 1979.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 16. Dezember 1982 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. Das
Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 16 Abs. 1 am 16. März 1983 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben neben Österreich und der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft folgende weitere Staaten das Übereinkommen ratifiziert, geneh-
migt bzw. sind ihm beigetreten:

Belgien, Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin-West), Bulgarien, Dänemark, Deutsche
Demokratische Republik, Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Kanada, Luxemburg, Niederlande (für das
Königreich in Europa), Norwegen, Portugal, Schweden, Sowjetunion, Spanien, Ukraine, Ungarn, Verei-
nigte Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland (einschließlich
Gibraltar, Guernsey, Jersey, Insel Man und die Souveränen Stützpunkte Akrotiri und Dhekelia auf der
Insel Zypern) und Weißrußland.

Kreisky


